
strafrechtlichen Verantwortlichkeit für ein solches Ver­
brechen zu befreien ist.

Auch dieser Grundsatz ist in der Praxis unserer 
Staatsorgane nichts grundsätzlich Neues. Bereits seit 
1949 verfolgt unser demokratischer Staat das Prinzip, 
durch die besonderen Verhältnisse der Nachkriegszeit 
bedingte Ungesetzlichkeiten, die ihrem Charakter nach 
unter den gegenwärtigen konsolidierten Verhältnissen 
ihre Gefährlichkeit verloren haben, der Vergangenheit 
angehören zu lassen und sich auf die Hauptaufgaben zu 
konzentrieren, wie sie sich aus der konkreten Situation 
unseres Kampfes gegen die imperialistischen und 
faschistischen Feinde der Arbeiter- und Bauernmacht, 
für die nationale Wiedervereinigung und die Schaffung 
der Grundlagen des Sozialismus in der DDR ergeben 
und von der Partei der Arbeiterklasse als der führen­
den Kraft in Staat und Gesellschaft gestellt werden. 
Das gilt auch für die Strafverfolgungsorgane unseres 
Staates, die sich bereits seit Jahren mit solchen der 
Vergangenheit angehörigen Fällen grundsätzlich nicht 
mehr befassen und ihr Hauptaugenmerk auf die Ver­
folgung und Bestrafung der Agenten, Spione und Ter­
roristen sowie den Schutz des sozialistischen Eigentums, 
der sozialistischen Planwirtschaft und der Rechte und. 
Interessen der Bürger konzentrieren6) 7).

Kommen heute solche Fälle noch vor unsere Straf­
organe zur Entscheidung, so gilt es jedoch einige wich­
tige Gesichtspunkte zu beachten: In jedem Falle muß 
das Verbrechen, für das die Notwendigkeit der Be­
strafung infolge veränderter gesellschaftlicher Verhält­
nisse entfällt, eine Handlung sein, die — generalisierend 
betrachtet — ihrer Art, ihrem Gegenstand und Umfang 
nach, wenn sie unter den gegenwärtigen, veränderten 
gesellschaftlichen Verhältnissen begangen würde, für 
unsere Staats- und Gesellschaftsordnung meht mehr 
gefährlich und deshalb auch kein Verbrechen wäre. 
Anders als in den vorhergehend behandelten Fällen 
kommen hier also nur solche Fälle in Betracht, bei 
denen — würden sie heute geschehen — wegen man­
gelnder Gesellschaftsgefährlichkeit des Handelns (über 
die einzelnen Voraussetzungen siehe oben unter I.) das 
Verfahren nach §§ 158/164 Abs. 1 Ziff. 1 StPO ein­
gestellt bzw. die Angeklagten gemäß § 221 Ziff. 1 
StPO freigesprochen werden müßten.

Daraus folgt, daß es hier sehr wesentlich auf die 
Schwere des begangenen Verbrechens ankommt, so­
weit sie sich aus dessen Art, Gegenstand und Umfang 
ergibt. So z. B. wenn der Angeklagte im Jahre 1946 oder 
1947 einen Sack Kartoffeln, eine Tasche voll Briketts, 
geringe Schrottmengen oder Holzabfälle aus seinem 
Betrieb entwendet, eine Weihnachtsgans, einige Liter 
Milch und Eier gegen Wäsche kompensiert hat usw. 
Soweit sich die Schwere des Verbrechens aber aus den 
damaligen besonderen Verhältnissen ergibt (die oftmals 
nicht gering war!), bleibt sie außer Betracht.

Daraus ergibt sich aber umgekehrt, daß für Hand­
lungen, die ihrer Art und Beschaffenheit nach auch 
unter den gegenwärtigen gesellschaftlichen Verhält­
nissen gesellschaftsgefährlich wären, nach wie vor die 
Notwendigkeit ihrer Bestrafung und folglich auch die 
strafrechtliche Verantwortlichkeit des Täters bestehen 
bleibt. Das hat offensichtlich das Oberste Gericht ver­
kannt, als es mit Urteil vom 4. Oktober 1954 — 2 Ust 
II 89/54 — den Landwirt B. freisprach, der vor und 
nach der Währungsreform umfangreiche Schwarz­
geschäfte durchführte (nach den Ausführungen in der 
Urteilsbegründung verkaufte B. allein von 1948 bis 
Anfang 1949 zwei schlachtreife Schweine zu je 3500 DM 
und etwa 100 kg Butter, Schinken und Speck sowie

6) vgl. hierzu Protokoll des IV. Parteitages der SED, Berlin 
1954, Bd. 1, S. 59/60.

7) Mit diesen Ausführungen soll jedoch nicht die Anwen­
dung dieses Grundsatzes auf die hier erwähnten Nachkriegs­
fälle beschränkt werden. Dieser Grundsatz gilt vielmehr all­
gemein immer dann, wenn besondere, sich aus unserer gesell­
schaftlichen Entwicklung ergebende Verhältnisse, die be­
stimmte Verbrechen mit sich bringen, weggefallen sind; so 
z. B. bei den Verbrechen gegen den innerdeutschen Handel 
nach Herstellung der Einheit Deutschlands und u. U. bereits 
bei einer weitgehenden Normalisierung der Handelsbeziehun­
gen zwischen Ost- und Westdeutschland. Jedoch wäre es 
müßig, über diese Fälle Spekulationen anzustellen.

Eier; den Mehrerlös schätzte das Bezirksgericht auf 
insgesamt 11 000 DM). Bei der Begründung dieser Ent­
scheidung hat das Oberste Gericht die „Argumente“ 
der Verteidigung, die in Wirklichkeit nichts als einen 
simplen Advokatenkniff darstellen, kritiklos über­
nommen und festgestellt, daß dieses Verbrechen zwar 
in der damaligen Zeit als Fall des § 1 Abs. 1 WStVO 
zu beurteilen war, jedoch „unter den wirtschaftlichen 
und politischen Bedingungen des Jahres 1954“ infolge 
Änderung der Lage eine solche Beurteilung „nicht ge­
rechtfertigt“ sei; vielmehr sei es jetzt als Verstoß gegen 
§ 1 Abs. 2 WStVO anzusehen, der inzwischen verjährt 
sei. Abgesehen von anderen Widersprüchlichkeiten in 
der Begründung dieses Urteils ist hierzu kritisch zu be­
merken, daß man — der Auffassung des Obersten Ge­
richts über die veränderte rechtliche Beurteilung dieses 
Verbrechens folgend — dieser veränderten rechtlichen 
Beurteilung doch nicht rückwirkende Kraft beilegen 
kann. Sie gilt vielmehr erst von dem Zeitpunkt an, in 
dem die veränderten gesellschaftlichen Verhältnisse 
tatsächlich eine solche veränderte juristische Beurtei­
lung notwendig machen, so daß auch die für Vergehen 
nach § 1 Abs. 2 WStVO kürzere Verjährungsfrist erst 
mit diesem Zeitpunkt in Lauf gesetzt wird. In An­
betracht der Art und des Umfangs des begangenen 
Verbrechens hätte dessen Strafbarkeit höchstens durch 
nachfolgende grundlegende Veränderungen im Verhal­
ten des Angeklagten beseitigt werden können, was je­
doch vom Obersten Gericht, wenn auch hier mit unzu­
treffender Begründung und nach widersprüchlichen 
Ausführungen, in diesem Falle ausdrücklich abgelehnt 
wird. U. E. handelt es sich hier um einen typischen 
Fall, in dem trotz der grundlegenden Veränderung 
unserer gesellschaftlichen Verhältnisse seit der Ver­
brechensbegehung nicht von einer Bestrafung hätte ab­
gesehen und freigesprochen werden dürfen. — Dieses 
Beispiel zeigt ferner die praktische Bedeutung der Er­
kenntnis, daß die veränderte rechtliche Beurteilung 
einer Handlung und der Wegfall der Notwendigkeit 
ihrer Bestrafung auch hier das vom Täter begangene 
Verbrechen nicht rückwirkend zu erfassen vermag, 
sondern erst dann wirksam wird, wenn die entsprechen­
den gesellschaftlichen Veränderungen tatsächlich ein­
getreten sind. Jede andere Auffassung muß auf künst­
liche theoretische Konstruktionen und Fiktionen hinaus­
laufen, die der wirklichen Sachlage nicht Rechnung 
tragen, sondern direkt widersprechen.

In diesem Zusammenhänge ist schließlich noch darauf 
hinzuweisen, daß sich die hier behandelten Fälle ggf. 
mit den oben erörterten Fällen des veränderten Verhal­
tens nach der Tatbegehung berühren und überschneiden 
können. So wird es mitunter Vorkommen, daß in An­
betracht der Schwere des vom Täter begangenen Ver­
brechens (z. B. hat er als Betriebsleiter durch Mißwirt­
schaft unserer Volkswirtschaft erheblichen Schaden zu­
gefügt) dessen Strafbarkeit nicht durch die seitdem ein­
getretene Veränderung unserer ökonomischen Verhält­
nisse allein, sondern im Zusammenhang damit außer­
dem durch das gesellschaftlich positive Verhalten des 
Täters nach der Verbrechensbegehung beseitigt wird 
(so z. B., wenn er in der Folgezeit hervorragende Lei­
stungen bei der Herstellung der Rentabilität des Be­
triebes vollbracht, in mühevoller Arbeit wichtige Er­
findungen gemacht hat u. ä.). Folglich ist in den Fällen, 
in denen die gesellschaftlichen Veränderungen nach 
Begehung des Verbrechens allein nicht ausreichen, die 
Strafbarkeit des begangenen Verbrechens völlig zu be­
seitigen, auch die Möglichkeit gegeben, daß durch das 
Hinzutreten von gesellschaftlich positiven Wandlungen 
im Verhalten des Täters die Notwendigkeit der Bestra­
fung entfällt.

Aus dem bisher Gesagten folgt weiter, daß keinesfalls 
alle Verbrechen auf Grund der ständig wachsenden 
Konsolidierung der ökonomischen und politischen Ver­
hältnisse in der Deutschen Demokratischen Republik 
im Laufe der Zeit automatisch ihren gesellschafts­
gefährlichen Charakter verlieren, die Notwendigkeit 
ihrer Bestrafung wegfällt und infolgedessen ihre straf­
rechtliche Beurteilung sich ändert. Sofern sich solche 
allgemeinen Veränderungen auf Grund der allgemeinen, 
ständig fortschreitenden Entwicklung unserer Staats­
und Gesellschaftsordnung vollziehen, wird ihnen durch 
die Aufhebung bestimmter Strafgesetze, durch Am-
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